
II.

Erklärung
des Königlichen Preußischen Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten,

über den Sinn der Stelle in dem vierzehnten Artikel der teutschen Bundes -

Acte , betreffend die standesherrliche Autonomie und Familienvertrage , ver¬

anlaßt durch eine Anfrage des Königlich Preußischen Dberlandesgerichts zu

Paderborn.

Datirt Berlin den 27sten Juny 1827.

Gemäßheit der allerhöchsten Verordnung wegen streitig gewordener Auslegung von

Staatsverträgen vom 25sten Januar 1823 hat das Königliche Oberlandesgericht mittelst

Bericht vom Ilten April d . I . das Unterzeichnete Ministerium um Mittheilung seiner An¬

sicht über die richtige Auslegung der in der teutschen Bundes - Acte vom 8ten Juny 1815,
Art . 14 . Note 3 . /ü . (Art . 14 . Num . 2 .) enthaltenen Bestimmungen ersucht , welche

Stelle wörtlich also lautet:

„ werden nach den Grundsätzen der frühem teutschen Verfassung die noch be¬

stehenden Familien - Verträge aufrecht erhalten , und ihnen , den ehemals

reichsunmittelbaren Reichsständen die Befugniß zugesichert , über ihre Güter

und Familien - Verhältnisse gültige Verfügungen zu treffen , welche jedoch dem

Souverain vorgelegt und bei den höchsten Landesstellen zur allgemeinen Kennt-

> niß und Nachachtung gebracht werden müssen.

„ Alle bisher dagegen erlassene Verordnungen sollen für künftige Fälle nicht mehr anwend¬

bar seyn .^

4 *
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Die Anfrage des Oberlandesgerichts geht dahin:

1) ob -der Sinn der Stelle:

werden nach den Grundsätzen der frühem teutschen Verfassung die noch
bestehenden Familienverträge aufrecht erhalten

der sey : daß man das frühere Rechtsverhältniß der teutschen Reichsver¬
fassung , mit Aufhebung aller nach Auflösung jenes frühem Reichsverban¬
des dagegen erlassenen verschiedenen landesherrlichen Verordnungen , ins¬

besondere über Lehn und Fideicommisse , lediglich wieder herzustellen beab¬

sichtigt habe , und es daher bloß auf die älteren Familienverträge ankom¬
men solle , insofern solche nicht durch anderweite neue Verabredungen auf¬
gehoben worden?

oder

ob unter den noch bestehenden Familienvertragen nur solche zu verste¬
hen seyen , wo seit der Auflösung der teutschen Reichsverfassung bis zum
Abschluß der Bundesacte , keine Veränderung in der Persönlichkeit , wie

z. B . nach den westfälischen Gesetzen ein zur Begründung der völligen
Allodification der Lehen und Fideicommisse erforderlicher Successtons -
Fall eingetreten ist , und die von einem solchen Veränderungsfalle
in der Person des Besitzers abhängig gemachte Wirksamkeit der interimi¬
stischen Gesetzgebung noch nicht statt gefunden hat , so daß das frühere
Rechtsverhältniß dadurch , daß in jenem Jnterimisticum keine Veränderung
in den persönlichen Verhältnissen sich ereignet hat , auch selbst nach der

interimistischen Legislatur bestehen geblieben ist?

2 ) ob der Schlußsatz der angeführten Bestimmung der Bundes - Acte

alle dagegen bisher erlassene Verordnungen sollen für künftige Fälle
nicht weiter anwendbar seyn,

so zu deuten sey:

daß auch selbst dann , wo in einem wahrend des Zeitraums seit der Auf¬
lösung der früheren teutschen Verfassung bis zum Abschluß der Bundes -
Acte bereits existent gewordenen Fall , in Folge der interimistisch bestan-
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denen Gesetzgebung eine Veränderung in dem Rechtsverhältnisse eingetre-
ten war , dennoch bei einem später sich ereignenden Falle schlechterdings

auf die früher bestandenen Familienverträge recurrirt werden solle?

oder

ob bei den erwähnten künftigen Fällen die Voraussetzung eintrete , daß

während des gedachten Jnterimisticums noch keine Veränderung in den

persönlichen Verhältnissen , und sohin auch noch keine von einer solchen

Veränderung in der Persönlichkeit abhängig gemachte Veränderung in dem

Rechtsverhältnisse der Interessenten stattgefunden habe?

Die oben wörtlich angeführte Stelle des Art . 14 . der Leutschen Bundesacte be¬

steht aus zwei Sätzen.

Der erste Satz enthält nämlich:

<2 . daß die noch bestehenden Familienverträge aufrecht erhalten werden sollen,
und

L . daß die ehemaligen Reichsstände auch befugt seyn sotten , neue Familien¬

verträge zu errichten.

Der zweite hebt die Anwendbarkeit der dagegen erlassenen Verordnungen auf.

Es entsteht nun die Frage:

ob der Ausdruck „ dagegen " bloß auf die letzte Bestimmung des ersten

Satzes oder auf beide Bestimmungen desselben zu beziehen sey.

Thut man das Letztere , und will man daher dem Inhalte des zweiten Satzes auch

auf die erste Bestimmung des ersten Satzes Anwendung geben , so geräth nian mit dem Wort¬

laute in nicht geringe Verlegenheit . Kann man „ noch bestehende Familienverträge " auch sol¬

che nennen , welche durch landesherrliche Verordnungen aufgehoben sind ? Hätte man bei Ab¬

fassung des Art . 14 . die Absicht gehabt , die durch Gesetze aufgehobenen Familien - und Suc-

cessions - Verträge wieder in Kraft treten zu lassen , so wäre es doch natürlicher gewesen , „ Wie¬

derherstellung aufgehobener "
, als von „ Aufrechthaltung noch bestehender Verträge " zu sprechen.

Dies konnte aber die Absicht des Artikels schon deshalb nicht seyn , weil dadurch

wohlerworbene Rechte dritter Personen betroffen worden wären , die man doch nicht ver-



30

folgen wollte , was sich schon aus den bei der Stelle über die bisher erlassenen Verord¬

nungen gemachten Zusatz:

„ für künftige Fälle"

ergiebt . Die Schwierigkeit wird nicht gehoben , wenn man auch annehmen wollte , der
Art . 14 habe das Bestehen der Familienverträge nur von dem zur Zeit seiner Abfassung
actuell und factisch statt gehabten Zustande abhängig gemacht , und abhängig machen wollen.

Einmal bleibt es immer ein höchst ungewöhnlicher Sprachgebrauch „ etwas noch
bestehend " zu nennen , was nach den Gesetzen für aufgehoben zu achten ist.

Sodann würde der Artikel 14 , wenn jene Auslegung richtig wäre , indem er da¬

durch das Bestehen der Familienverträge von der schwankenden und unsichern Grundlage des

aktuellen und faktischen Zustandes

abhängig macht , eine Menge Controversen erregen . Denn nicht nur entstände , wo ein

faktisches Interesse für ein oder das andere Familienglied , oder auch für einen dritten

sich ergäbe , von jener Auslegung Gebrauch zu machen , die Frage nach dem , was wirk¬

lich seit der gesetzlichen Aufhebung in Beziehung auf die Hausverträge in der Familie
selbst vorgegangen und welches Gewicht einem einzelnen Zustande oder Vorgänge zur Beur-

Lheilung des aktuellen Zustandes der Hausverträge überhaupt einzuräumen sey , sondern
man müßte auch noch ein Princip darüber suchen , ob es dazu , um die Familienverträge
als noch bestehend anzunehmen , genüge , daß man sich hier und da seit der gesetzlichen
Aufhebung nach ihnen noch gerichtet habe , oder ob eine Beobachtung derselben in allen
vorkommenden Fällen nachgewiesen werden müsse. Nimmt man das Letztere an , so ist es
wegen der weitern unzweifelhaften Bestimmung des Art . 14 . über die Autonomie für künf¬
tige Fälle ganz gleichgültig , ob bisher Gesetze gegen die Hausverträge ergangen sind,
oder nicht . Denn hat die Familie , den Gesetzen entgegen , die Hausverträge bis auf die
neueste Zeit gelten lassen , so hängt es nur von dem zeitigen Haupte derselben ab , sie durch
einen Act der Autonomie auch formell wieder in Kraft zu setzen.

Alle Bedenken darüber , welches die richtige Auslegung des Art . 14 . der Bun¬
desacte in der angeführten Bestimmung sey , verschwinden indes , wenn man die ofsicielle
(auch in unserer Gesetzgebung , Anhang zum Jahrgange 1818 , -ssF . 151 aufgenommene)
französische Uebersetzung der Bundesacte zu Hülfe nimmt.
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In dieser lautet die betreffende Stelle:

<̂ 6 / cr^ rr/Ze , eo,r/o ^ E6 ^rr a / ' « /reren/re

eo/r ^ r^ ^ron cks ^^ //e/rr^A
'/re , / er / Trer/Z/e c/ s / re-^ / er/^ öre/r^

/7r6/?rö^6L' <̂ 6 ^ 66° c/r^xio^rtro?r ^ od/rA « tor-"6§,

/ eF^ ue/ ^ L' tor/ke/or ^ cko/r^e/r^ 6k^6 a eo/r/ror ^ Q/ree ^

§orLV6 ^Qr
'n er cie^ Q^ro^/re ^ / , ^^ // </ ^6^. / .e§ /or^

eerre /vreu/re a ete ^ eFt ?-er>rre ^ FArL
' rc^ ,_ ne §e^ o/rr

enö/eL - nna : en ^ ä r-enrn .

Die unterstrichenen Worte beweisen , daß unter den bisher ergangenen Gesetzen , welche für

künftige Fälle , nicht mehr anwendbar seyn sollten , diejenigen zu verstehen sind , welche

die Autonomie für die Zukunft beschränken , nicht aber solche , welche in Beziehung auf

bestehende Verträge etwas verordnet haben . Mit andern Worten : der oben extrahirte

Satz des teutschen Textes bezieht sich allein auf die zweite Bestimmung des ersten Satzes

nach dessen ebenfalls oben gemachter Eintheilung , nicht aber zugleich auf die erste Bestim¬

mung . Es findet sich daher keine Vorschrift in der Bundesacte wegen solcher Verord¬

nungen , wodurch Hausverträge reichsständischer Familien ausgehoben worden sind , sie hat

es deshalb bei den allgemeinen gesetzlichen Grundsätzen gelassen , wornach allein die Wir¬

kung jener Aushebung beurtheilt werden kann.

Aus diesen Betrachtungen erhellet hinlänglich , wie die von dem Oberlandesge¬

richte zu Paderborn gehegten Zweifel , so weit es dabei aus eine Interpretation der frag¬

lichen Stelle des Art . 14 . der teutschen Bundesacte ankommt , zu entscheiden sind . Eine

besondere Beantwortung der beiden von dem obgedachten Gerichte aufgestellten Fragepuncte

scheint nicht nöthig , da diese wesentlich nur auf dasselbe hinauslaufen und das Acciden-

telle des besonder » Falls mit Rücksicht aus die westfälische Gesetzgebung außer den Gren¬

zen der Beurtheilung liegt , wie solche dem Unterzeichneten Ministerio durch die Allerhöchste

Verordnung vom Lösten Januar 1823 gestellt sind.

Berlin den 27sten Juny 1827.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten

(gez .) Schön ebcrg.
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